Preußiſche Gefeßfanmlung 


Jahrgang 1924 


Inhalt: Geſetz über die Anderung der Geſetze, betreffend die Ablöſung der auf Dienſtbarkeit beruhenden Berechtigungen, S. 125.— 
— Geſetz über die Auflöſung der Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen, S. 126. — Geſetz über die Neufeſtſetzung 
des Geſchäftsjahrs der Preußiſchen General-Lotterie Direktion, S. 127. — Verordnung zur Anderung des Forſtdiebſtahlsgeſetzes und 
des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes, S. 127. 


— 


(Nr. 12792.) Geſetz über die Anderung der Geſetze, betreffend die an e auf Dienſtbarkeit 
beruhenden Berechtigungen. Vom 7. März 1924. h Av 


| va‘ 
Da Landtag hat folgendes Geſetz befchlojlen: m / ir 
x. N 


Bis zum Erlaß eines Geſetzes, das die Vorſchriften über die Art und Verechnung der Ent 
ſchädigungen für abzulöſende, auf Dienſtbarkeit beruhende Berechtigungen, die in den Geſetzen über 
die Ablöſung dieſer Berechtigungen getroffen ſind, anderweit regelt, können ſolche Berechtigungen 
nur abgelöſt werden, wenn Abfindung in Land gewährt wird oder über die ſonſt zu gewährende 
Entſchädigung zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten Einverſtändnis beſteht. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften finden auch Anwendung auf die Ablöfung der nach § 13 der Gemeinheitsteilungsordnung 
für den Regierungsbezirk Wiesbaden vom 5. April 1869 (Geſetzzamml. S. 526) und nach § 1 
des Hannoverſchen Forſtablöſungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 (Geſetzſamml. S. 357) ablösbaren, 
auf Reallaſt beruhenden Forſtberechtigungen. a 


9 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der zuſtändige Miniſter führt 
das Geſetz aus. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 


Berlin, den 7. März 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 
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Ausgegeben zu Berlin, den 17. März 1924. 
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(Rr. 12793.) Geſetz über die Auflöſung der Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen. Vom 
10. März 1924. | = 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: Se 


SL, 

c) Die auf Grund des § 12 des Geſetzes, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedlungen 
in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 (Gefehfamml. S. 131) gebildete 
Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen wird mit dem 1. April 1924 aufgelöſt. 

(2) Das Staatsminiſterium beſtimmt, auf welche Behörden die der Kommiſſion und ihrem 
Vorſitzenden zuſtehenden geſetzlichen und verwaltungsmäßigen Aufgaben und Befugniſſe mit dem 
genannten Zeitpunkt übergehen. == 


1 


982. 

() Die Oberrechnungskammer wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten für die Rechnungslegung über Ein- 
nahmen und Ausgaben der Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Pofen Erleichterungen 
anzuordnen, von der Legung einzelner Rechnungen ganz abzuſehen und die Prüfung der Rechnungen 
über die genannten Einnahmen und Ausgaben nach eigenem Ermeſſen zu beſchränken. 

(2) Dem Landtag iſt von den nach Abf. 1 getroffenen Maßnahmen bei Vorlegung der Be- 
merkungen zur allgemeinen Rechnung Mitteilung zu machen. 125 f a 


§ 3. = 

Die nach § 8 des Geſetzes, betreffend die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 (Eeſetzſamml. S. 131) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 20. April 1898 (Geſetzſamml. S. 63) und des Artikels I Ziffer 5 des Geſetzes vom 
20. März 1908 (Geſetzſamml. S. 29) und die nach Artikel II § 1 des Geſetzes, betreffend Maß⸗ 
nahmen zur Stärkung des Deutſchtums in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 1. Juli 1902 
(Geſetzſamml. S. 234) in der Faſſung des Artikels IT des Geſetzes vom 20. März 1908 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 29) bisher den Ausgabefonds wieder zufließenden Einnahmen treten vom 1. April 1924 
ab den allgemeinen Staatseinnahmen hinzu. 


84 
S . 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefeg wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. März 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
8 Braun. Severing. v. Richter. Wendorff. 
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Ar. 12794.) Geſetz über die Neufeſtſetzung des Geſchäftsjahrs der Preußiſchen General⸗Lotterie⸗Direktion. 
Vom 10. März 1924. a 
D 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 
Vom 1. Januar 1924 ab iſt das Geſchäfts⸗ und Rechnungsjahr der Preußiſchen General— 
Lotterie-Direktion das Kalenderjahr. a 8 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staaksrats find gewahrt. 


Berlin, den 10. März 1924. 


* 


Giegel)) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
N & Braun. v. Richter. 


(Nr. 12795.) Verordnung zur Anderung des Forſtdiebſtahlsgeſetzes und des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes. 
Vom 12. März 1924. 5 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinftimmung mit dem Ständigen Aus⸗ 
ſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Fe Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 1878 (Geſetzſamml. S. 222) in der Faſſung 


222 


des Gefetzes vom 14. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 103) und des Artikels I des Geſetzes vom 
J. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 291) wird wie folgt geändert: 
1. In den SS 2 und 5 werden die Worte „einer Mark“ und „eine Mark“ durch die Worte 
„einer Goldmark“ und „eine Goldmark“ erſetzt. In den §§ 3 und 7 werden die Worte „zwei 
Mark“ durch die Worte „zwei Goldmark“ erſetzt. 
2. Im § 8 treten an die Stelle der Worte „zehn Mark“ und „einhundert Mark“ die Worte 
„zehn Goldmark“ und „einhundert Goldmark“. 
Im 8 13 wird der 2. Abſ. geſtrichen. 
4. Zu § 19. 
a) Im Abſ. 1 Satz 2 find die Worte „ſofern nicht einer der Fälle der SS 6 und 8 vorliegt“ 
zu ſtreichen; N 
b) im Abſ. 3 find an die Stelle der Worte „find die Strafkammern“ die Worte „iſt die 
kleine Strafkammer“ zu ſetzen; Halbſatz 2 iſt zu ſtreichen. 
5. ae 20 ſind an die Stelle der Worte „den Schöffengerichten“ die Worte „dem Amtsrichter“ 
zu ſetzen. f 
6. Zu § 27. Im Abſ. 3 werden die Worte „wenn der Beſchuldigte .... Einſpruch erhebe“ er- 
ſetzt durch die Worte „wenn der Beſchuldigte nicht binnen einer Woche nach der Zuſtellung 
bei dem Amtsgerichte ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers Einſpruch erhebe“. 
Abf. 5 fällt fort, 


0 
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Zu 5 28. Im Abf. 1 werden die Worte „vor dem Termin“ durch die Worte „vor Ablauf 
der Friſt“ erſetzt. 
Abſ. 2 fällt fort. 
8. § 29 erhält folgende Faſſung: i 5 
Mehrere Einſprüche, die dasſelbe Verzeichnis betreffen, können zum Zwecke gleichzeitiger 
Verhandlung und Entſcheidung verbunden werden. 
9. Der § 31 erhält im Eingange folgende Faſſung: 
Wird — abgeſehen von den Fällen des §S 30 — gegen ein von dem Amtsrichter 
erlaſſenes Urteil die Berufung eingelegt, fo find...... .. i 
10. Im $ 32 werden die Worte „gegen die in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Urteile“ geſtrichen. 


1 


Artikel II. 
g Das Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 1, April 1880 (Geſetzſamml. S. 230) in der Faſſung des § 399 
Abſ. 2 Ziffer 12 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53), des Geſetzes vom 8. Juli 1920 
(Geſetzſamml. S. 437) des Artikels II des Geſetzes vom 1. Juli 1923 (Gefekfamml. S. 291) und des Geſetzes 
vom 12. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 37) wird wie folgt geändert: 
1. In den SS 15 und 19 werden die Worte „fünf bis zu einhundertfünfzig Mark“ durch die 
Worte „fünf bis zu einhundertfünfzig Goldmark“ erſetzt. 
Im § 20 Abf. 2 werden die Worte „von fünf bis zu dreihundert Mark“ geſtrichen. 
Im 8 46 werden die Worte „zehn bis zu einhundertfünfzig Mark“ durch die Worte 
„zehn bis zu einhundertfünfzig Goldmark“ erſetzt. 
2. Im § 53 werden die Worte „find die Schöffengerichte“ durch die Worte „iſt der Amtsrichter“, 
im § 55 die Worte „vor den Schöffengerichten“ durch die Worte „vor dem Amtsrichter“ 
erſetzt. ö 
3. Der $ 57 erhält folgende Faſſung: 

Der Amtsanwalt erhebt, wenn nicht eine polizeiliche Strafverfügung vorangegangen iſt, 
die öffentliche Klage durch Stellung des Antrags auf Erlaß eines Strafbefehls. In den Fällen 
der §§ 20 und 21 dieſes Geſetzes kann die öffentliche Klage auch auf andere Weiſe erhoben 
e die Hauptverhandlung kann auch in dieſen Fällen in Abweſenheit des Angeklagten ftatt- 
finden. 

4, Im 8 58 werden die Worte „find die Strafkammern“ durch die Worte „iſt die kleine Straf— 
kammer“ erſetzt; Halbſatz 2 fällt weg. i 

5. Im $ 59 werden die Worte „gegen die in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Urteile“ geſtrichen. 

6. § 68 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 

Auf Antrag des Beſchädigten iſt neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen zum 
Erſatze des nach den örtlichen Preiſen abzuſchätzenden Wertes des Entwendeten an den Beſchädigten 
auszuſprechen. 
Artikel III. 
Die Verordnung tritt am 1. April 1924 in Kraft. 


Berlin, den 12. März 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Wendorff. 
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